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Weinmann: Der beste Schutz der Religionsgemeinschaften ist es, wenn
man keinen Hass zwischen Ethnien und Religionen sät

Zur Aktuellen Debatte zum „Schutz der Religionsgemeinschaften in Baden-Württemberg vor Terror-
Anschlägen“ erklärt vor dem Hintergrund des Terroranschlags in Halle der rechtspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Nico Weinmann:

„Hannah Arendt schrieb 1941: ‚Vor Antisemitismus aber ist man nur noch auf dem Monde sicher‘. Auch
heute ist dieser Satz leider traurige Gewissheit. Es ist großes Glück, dass es nach dem mörderischen
Treiben der Nationalsozialisten wieder ein blühendes jüdisches Leben in Deutschland gibt. Leider muss
dieses immer häufiger unter hohen Sicherheitsvorkehrungen stattfinden. Die gesamte Politik muss
selbstkritisch eingestehen, dass in den vergangenen Jahren zu wenig für die Sicherheit jüdischer
Einrichtungen getan wurde. Dass der Attentäter von Halle die Holztür der Synagoge nicht überwinden
konnte, war ein Wunder. Die mangelnden Sicherheitsmaßnahmen lagen nicht am Willen der jüdischen
Gemeinde, sondern an der unzureichenden Unterstützung durch die Politik. Spätestens der Anschlag von
Halle verlangt von der Politik, hier mehr Verantwortung zu übernehmen. Wir fordern die Landesregierung
daher auf, mit Verantwortlichen der israelitischen Gemeinschaften zeitnah in Gespräche über eine
Änderung des Staatsvertrages zu treten.

Der beste Schutz sämtlicher Religionsgemeinschaften ist es aber, wenn man keinen Hass zwischen
Ethnien und Religionen sät, sondern Versöhnung. Daher müssen wir der AfD mit ihren Holocaust-
Leugnern und Hetzern gegen Minderheiten Paroli bieten. Beste Vorsorge gegen Antisemitismus sind
persönliche Begegnungen, etwa wenn junge Menschen nach Israel reisen oder sich hier mit Juden
treffen. Ein gelungenes Beispiel ist das vor fünf Jahren gegründete Bayerisch-Israelisches
Bildungskooperationsprogramm (BIBIKO). Wir fordern die Landesregierung auf, ein solches Programm
auch in Baden-Württemberg zu schaffen und bereits im kommenden Haushalt entsprechende Mittel zur
Verfügung zu stellen.“


